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Vechta, 12.03.2024 
 
 
 
Antrag gem. § 56 NKomVG 
 
 
Die Fraktion SPD beantragt für die Sitzung des Kreistages am 25. April 2024 die Prüfung einer Einrichtung einer 

Fachberatungsstelle zum Schutz vor sexualisierter Gewalt beim Landkreis Vechta 

 

Begründung: 

In Deutschland wird vor allem Organisationen und Einrichtungen des Bildungs-, Erziehungs-, Gesundheits- und 
Sozialsektors wie Kitas, Schulen, Sportvereine oder Arztpraxen empfohlen, ein Schutzkonzept gegen sexualisierte 
Gewalt zu erstellen. Dies dient dazu, die Sicherheit und das Wohlergehen der dort betreuten Personen zu 
gewährleisten. Mit einer Fachberatungsstelle zum Schutz vor sexualisierter Gewalt beim Landkreis Vechta könnten 
sich diese Einrichtungen bei der Erstellung ihres Schutzkonzeptes fachlich beraten und betreuen lassen.  

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Arbeit einer solchen Fachberatungsstelle ist es, Fachkräfte und Institutionen 
über sexualisierte Gewalt und deren Folgen zu informieren sowie Fortbildungsangebote zur Stärkung der 
Handlungskompetenz im Umgang mit Betroffenen, für präventive Maßnahmen sowie im Verdachtsfall zu stärken.  

Bereits andere Kommunen, wie auch die kreisfreie Stadt Oldenburg, haben entsprechende Fachberatungsstellen 
eingerichtet. 
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Antrag gem. § 56 NKomVG 
 
Die SPD-Kreistagsfraktion stellt den 
Dringlichkeitsantrag, in der kommenden Sitzung des 
Kreistages eine Resolution zu verabschieden, mit der 
sich der Kreistag gegen die Planungen der 
Europäischen Union ausspricht, das öffentliche 
Vergabewesen für den Bereich der Wasserversorgung 
und Abwasserreinigung in die Liberalisierunsagenda 
aufzunehmen. Die Wasser- und Abwasserwirtschaft 
darf nicht unter den Zuständigkeitsbereich der 
Binnenmarktregulierung fallen. 
 
 
 
Begründung: 


